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1. Drama um das Wachstumschancen-

gesetz 
 
In unserem Jahresrundschreiben haben wir ab 
Seite 2 ausführlich über das Wachstumschan-
cengesetz berichtet. Wir haben – sehr aktuell - 
darauf hingewiesen, dass dieses Gesetz vom 
Bundesrat am 24.11.2023 den Vermittlungs-
ausschuss übergeben wurde. Der Bundesrat 
hatte zuvor im Gesetzgebungsverfahren um-
fangreich zum Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung Stellung genommen und dabei über 50 
konkrete Änderungen, Ergänzungen oder 
Streichungen gefordert sowie weitere Prüfbit-
ten bzw. Anregungen formuliert. Einen kleinen 
Teil davon hat der Bundestag bei seiner Be-
schlussfassung übernommen. Außerdem kriti-
sieren die Bundesländer eine aus ihrer Sicht 
unfaire Kostenverteilung. 
 
Als Vorbereitung für die Arbeit des Vermitt-
lungsausschusses wurde eine informelle Ar-
beitsgruppe zum Wachstumschancengesetz 
von Bund und Länder eingerichtet, die einen 
Kompromiss vorbereiten sollte. Die Verhand-
lungen wurden aber am 8.12.2023 abgebro-
chen. Der Vermittlungsausschuss trat somit 
nicht mehr wie ursprünglich geplant vor dem 
15.12. zusammen.  
 
Damit verschiebt sich auch die Verabschie-
dung des Gesetzes ins Jahr 2024. 
 
Hauptgrund für den Abbruch der Vorverhand-
lungen war die zum Beratungszeitpunkt unkla-
re Haushaltslage aufgrund der aktuellen Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts. 
Ohne die Kenntnis über die Höhe des Haus-
halts 2024 konnten offensichtlich keine Ent-
scheidung darüber getroffen werden, welche 
Regelungen des Wachstumschancengesetzes 
angepasst werden und in welcher Höhe diese 
Anpassungen erfolgen müssen. Dem Anschein 
nach sollen die steuerlichen Vergünstigungen 
weiter reduziert werden. 
 
Hinweis: Wir werden Sie über die weitere 
Entwicklung des Wachstumschancengesetzes 
auf dem Laufenden halten. 
 

 
2. Zum Glück gibt es das Kreditzweit-

marktförderungsgesetz 
 
Zeitkritische Gesetzesinitiativen wurden jedoch 
nach dem Scheitern des Wachstumschancen-
gesetzes in das Kreditzweitmarktförde-
rungsgesetz ausgelagert, das am 15.12.2023 
durch den Bundesrat gelaufen ist.  
 
Hier die steuerlich relevanten Einzelheiten: 
 
· Die Besteuerung der Dezemberhilfe 2022 

wird gestrichen (§§ 123 bis 126 EStG wer-
den aufgehoben). Im Dezember 2022 hatte 
der Bund die Kosten für den Abschlag für 
Gas und Wärme übernommen, um die Bür-
ger bei den damaligen hohen Energieprei-
sen zu entlasten. Als sozialer Ausgleich 
sollten diese Hilfen versteuert werden, was 
nun nicht mehr erfolgen soll. Dieses bereits 
Gesetz gewordene Vorhaben hätte einen 
unglaublicher Bürokratieaufwand nach sich 
gezogen. Die geschätzten Kosten hätten 
die Steuereinnahmen voraussichtlich über-
schritten. Wir hatten dazu bereits mehrfach 
ausführlich berichtet.  

 
· Die Abgabenordnung und andere Gesetze 

werden an das Gesetz zur Modernisierung 
des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) 
angepasst. Dies war sehr wichtig, da das 
steuerliche Konzept der Gesamthand mit 
dem neuen MoPeG gesellschaftsrechtlich 
entfällt. Steuerlich wird die Gesamthand 
nun weiterhin fingiert. 

 
· Im Einkommen- und Körperschaftssteuer-

gesetz (EStG, KStG) wird es Änderungen 
bei der sog. Zinsschranke geben. Dies be-
trifft § 4h EStG und § 8a KStG, die an die 
Vorgaben der europäischen Anti-Steuer-
vermeidungsrichtlinie angepasst werden. 
Ferner wird im EStG eine Klärung des Be-
griffs „Nettozinsaufwendungen“ erfolgen. 
Zudem wird klargestellt, dass ein EBITDA-
Vortrag nicht in Wirtschaftsjahren entsteht, 
in denen die Zinsaufwendungen die Zinser-
träge nicht übersteigen. Ein Abzug von 
Zinsvorträgen ist laut Gesetzesbegründung 
künftig nur möglich, soweit ausreichend ver-
rechenbares EBITDA (§ 4h Absatz 1 Satz 2 
EStG) vorhanden ist. 
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3. Gutes und Schlechtes vom Min-

BestRL-UmsG 
 
Ebenfalls am 15.12. wurde das Mindestbe-
steuerungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz 
(MinBestRL-UmsG) verabschiedet. 
 
Dieses Gesetz ist grundsätzlich eine EU-
Bürokratiemonstrum, das allerdings nur für 
große Unternehmensgruppen (über 750 Millio-
nen Umsatzerlöse) gelten soll. Ziel des "Ge-
setzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2022/2523 des Rates zur Gewährleistung ei-
ner globalen Mindestbesteuerung und weiterer 
Begleitmaßnahmen" ist die Umsetzung zentra-
ler Elemente der internationalen Vereinbarun-
gen zur Säule 2 der sog. Zwei-Säulen-Lösung 
und die Umsetzung weiterer Begleitmaßnah-
men. Die in der internationalen Vereinbarung 
enthaltenen Nachversteuerungsregelungen 
sollen eine globale effektive Mindestbesteue-
rung sicherstellen, schädlichem Steuerwettbe-
werb und aggressiven Steuergestaltungen 
entgegenwirken und damit zur Förderung der 
Steuergerechtigkeit und Wettbewerbsgleich-
heit beitragen. 
 
Das klingt nicht nur kompliziert, das ist auch 
kompliziert und wird die Konzerne massiv mit 
neuer Bürokratie belasten. Das Gesetz hat 
allein 95 Paragraphen und regelt gleichsam 
(weltweit) eine alternative Gewinnermittlung. 
Die Mindeststeuer ist eine eigenständige 
Steuer vom Einkommen und unabhängig von 
der Rechtsform. Als solche tritt sie neben die 
Einkommen- und Körperschaftsteuer. 
 
Die gute Nachricht ist aber, dass in diesem 
Gesetz auch die lang erhoffte Anpassung der 
Niedrigsteuergrenze bei der Hinzurech-
nungsbesteuerung im Außensteuergesetz 
und bei der Lizenzschranke von 25 Prozent 
auf 15 Prozent abgesenkt wurde. Damit wurde 
die nun international im Rahmen der Mindest-
besteuerung vereinbarte angemessene Vorbe-
lastung von 15 Prozent punktgenau auch in 
diesen Bereichen hergestellt. Bislang wurden 
von der deutschen Finanzverwaltung viele 
Hochsteuerländer der Hinzurechnungsbesteu-
erung unterworfen, da der bisherige Schwel-
lenwert von 25 % der Steuerrealität der Welt 
außerhalb von Deutschland nicht mehr ent-
sprochen hat.  

 
4. Pflichtangaben auf Kassenbons ab 

2024 
 
Das am 1.1.2020 eingeführte Kassengesetz 
verpflichtet zur Ausgabe von Belegen bei 
Transaktionen mit allen Arten von elektroni-
schen Kassen. Die „Bonpflicht“ erfordert, dass 
Belege in unmittelbarem zeitlichem Zusam-
menhang zum jeweiligen Geschäftsvorgang 
erstellt werden, unabhängig von der Art der 
elektronischen Kasse. 
 
Ab dem 1.1.2024 treten neue Rechtsbe-
stimmungen in Kraft, die Änderungen an den 
Pflichtangaben auf Kassenbons vorsehen. Die 
wesentlichen Neuerungen umfassen: 
 
· Seriennummern: Der Beleg muss die Se-

riennummern des elektronischen Aufzeich-
nungssystems sowie des Sicherheitsmo-
duls enthalten. 

· Prüfwert und Signaturzähler: Ebenfalls 
verpflichtend auf dem Beleg gedruckt wer-
den müssen der Prüfwert und der fortlau-
fende Signaturzähler. 

 
Diese Maßnahme, ein Teil der Änderungen in 
der Kassensicherungsverordnung, ermöglicht 
eine schnellere und effizientere Überprüfung 
der Belege mittels spezieller Software, auch 
außerhalb der Geschäftsräume. Durch diese 
zusätzlichen Daten kann rasch ermittelt wer-
den, ob die Kassenführung korrekt ist und ob 
eine detaillierte Nachprüfung notwendig ist. 
 
Diese Anforderungen gelten auch für Transak-
tionen, bei denen keine umsatzsteuerliche 
Rechnungspflicht besteht. Bons aus TSE-
Kassen müssen alle geforderten Angaben 
aufweisen. 
 
Hinweis: Eine Ausnahme kann nur gewährt 
werden, wenn die Vorlage von Belegen klar 
eine unzumutbare Belastung, entweder sachli-
cher oder persönlicher Art, für den jeweiligen 
Unternehmer darstellt. Entstehende Kosten 
können keine sachliche Härte begründen. 
Umweltaspekte wie z.B. Papierverbrauch sieht 
die Finanzverwaltung eher kritisch. 
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5. Steuererleichterung für Arbeitnehmer 

ohne feste Tätigkeitsstätte 
 
Für die Frage der Besteuerung eines Fir-
menwagens und des Abzugs von Verpfle-
gungsmehraufwendungen als Werbungskos-
ten ist jeweils zu prüfen, ob der Arbeitnehmer 
eine regelmäßige Arbeitsstätte (ggf. durch 
Zuordnung des Arbeitgebers) oder durch eine 
betriebliche Einrichtung, an der der Arbeit-
nehmer dauerhaft typischerweise arbeitstäglich 
tätig werden soll, hat, oder ob keine regelmä-
ßige Arbeitsstätte vorliegt. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) führte dazu in 
seinem Urteil vom 14.11.2023 Näheres aus: Im 
Fall stand einem Bauleiter ein Firmenwagen 
auch zur privaten Nutzung zur Verfügung. Sein 
Arbeitgeber berücksichtigte bei der Besteue-
rung des Firmenwagens die 0,03-%-Regelung 
für die Wege zwischen Wohnung und der an-
genommenen ersten Tätigkeitsstätte, einer 
Niederlassung der Firma. Der Bauleiter wurde 
zusammen mit seiner Ehepartnerin für die Jah-
re 2015 bis 2017 zur Einkommensteuererklä-
rung veranlagt. 
 
Sie machten Werbungskosten für die Wege 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
sowie Verpflegungsmehraufwendungen gel-
tend. Für 2015 erkannte das Finanzamt die 
Verpflegungsmehraufwendungen nicht an, 
berücksichtigte aber die Entfernungspauschale 
für 215 Tage. Für 2016 und 2017 wurden die 
Verpflegungsmehraufwendungen anerkannt, 
jedoch wurde die Entfernungspauschale auf 
weniger Tage reduziert. 
 
Sowohl das Finanzgericht als auch später der 
Bundesfinanzhof stellten daraufhin fest, dass 
die Niederlassung des Unternehmens nicht als 
erste Tätigkeitsstätte des Bauleiters anzuse-
hen war, da er dort nur gelegentlich tätig war 
und keine Zuordnung des Arbeitgebers zu 
dieser Niederlassung erfolgt ist.  
 
Diese Entscheidung führte dazu, dass die An-
wendung der 0,03-%-Regelung im Fall des 
Bauleiters nicht gerechtfertigt war und seine 
Verpflegungsmehraufwendungen als Wer-
bungskosten anerkannt wurden. 
 

 
6. Abgrenzung von Werbeausgaben und 

Sachzuwendungen 
 
In einer Entscheidung vom 9.8.2023 hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) Stellung zur Besteue-
rung von Ausgaben für Kundenveranstal-
tungen genommen. Das Urteil differenziert 
zwischen allgemeinen Werbeausgaben und 
Sachzuwendungen, die unter die Pauschalbe-
steuerung fallen. 
 
Pauschalbesteuerung ermöglicht es Unter-
nehmen, Steuern auf nicht monetäre Zuwen-
dungen, wie Geschenke oder Einladungen zu 
Veranstaltungen, mit einem festen Steuersatz 
von 30 % zu begleichen, anstatt dass diese 
beim Empfänger als Einkommen versteuert 
werden müssen. 
 
Im konkreten Fall hatte ein Kreditinstitut seine 
Kunden zu einer Weinprobe und einem Golf-
turnier eingeladen. Diese Veranstaltungen 
dienten lediglich der Pflege der Geschäftsbe-
ziehungen und beinhalteten keine direkte Pro-
duktwerbung. 
 
Die Bank hatte diese Ausgaben ursprünglich 
als pauschal zu besteuernde Sachzuwendun-
gen behandelt. Jedoch entschied der BFH, 
dass solche Zuwendungen, die ausschließlich 
der Kundenpflege dienen und nicht spezifisch 
auf den Vertrieb von Produkten oder Dienst-
leistungen abzielen, nicht als Sachzuwendun-
gen im Sinne der Pauschalbesteuerung anzu-
sehen sind, denn die von der Bank gewährten 
Zuwendungen führen bei ihren Kunden als 
Zuwendungsempfängern nicht zu einkommen-
steuerbaren Einkünften (aus Kapitalvermö-
gen). Die streitigen Zuwendungen seien weder 
ein zusätzliches Entgelt, das durch die Kapi-
talanlagen der Kunden veranlasst war, noch 
ein ggf. vorgezogenes Entgelt für eine geplan-
te künftige Kapitalüberlassung. Vielmehr han-
delte es sich bei den Veranstaltungen um 
(Werbe-)Maßnahmen der Kundenpflege und 
-bindung.  
 
Für den BFH liegen auch keine zu versteuern-
den Geschenke vor. Denn erfasst werden nur 
Geschenke, wenn und soweit der Empfänger 
dieser Geschenke dadurch steuerbare Ein-
künfte erzielt und das war bei den streitigen 
Sachzuwendungen an die Bankkunden nicht 
der Fall. 
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7. Bindungswirkung von Grundbesitz-

werten bei der Schenkungsteuer 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem Urteil 
vom 26.7.2023 entschieden, dass ein einmal 
festgestellter Grundbesitzwert für die Schen-
kungsteuer maßgeblich bleibt. Diese Recht-
sprechung bezieht sich lediglich auf den Wert 
der Vorerwerbe, die als nicht anfechtbare Be-
steuerungsgrundlage für den Vorerwerb gel-
ten. 
 
Im konkreten Fall hatte das Finanzamt den 
Wert eines Grundstücks (Grundbesitzwert) auf 
90.000 € festgelegt. Der Besitzer des Grund-
stücks schenkte seinem Sohn einen Miteigen-
tumsanteil an jenem Grundstück. Da der fest-
gestellte Grundstückswert den Schenkung-
steuerfreibetrag für Kinder von 400.000 € nicht 
überstieg, fiel zu diesem Zeitpunkt keine 
Schenkungsteuer an. 
 
Fünf Jahre später kam es zu einer zusätzli-
chen Geldschenkung durch den Vater an sei-
nen Sohn in Höhe von 400.000 €. Das Finanz-
amt addierte daraufhin beide Schenkungen - 
den Miteigentumsanteil am Grundstück im 
Wert von 90.000 € und die Geldschenkung von 
400.000 €, wodurch der Freibetrag für Schen-
kungen an Kinder innerhalb von 10 Jahren 
überschritten wurde. Auf dieser Grundlage 
erfolgte die Berechnung der Schenkungssteu-
er. 
 
Im entschiedenen Fall sah der Sohn den ur-
sprünglich festgelegten Grundbesitzwert als zu 
hoch an. Das Finanzamt argumentierte da-
raufhin, dass gegen den ursprünglich festge-
legten Wert nur direkt bei dessen Feststellung 
innerhalb der gesetzlich festgelegten Ein-
spruchsfrist (einen Monat nach Zustellung des 
Bescheids) Einspruch eingelegt werden könne. 
Der BFH teilte die Auffassung des Finanzge-
richts. 
 
 
8. Steuerliche Pflichten für Vermieter 

von Luxusimmobilien 
 
Durch ein Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) 
vom 20.6.2023 werden Vermieter von Lu-
xusimmobilien mit einer Wohnfläche von mehr 
als 250 m² zukünftig zum Nachweis einer Ein-
kunftserzielungsabsicht verpflichtet.  

 
Dieser Nachweis erfolgt in Form einer Total-
überschussprognose, die aufzeigt, dass über 
einen längeren Zeitraum – üblicherweise 30 
Jahre – ein positives Gesamtergebnis erwartet 
wird. Kann dieser Nachweis nicht erbracht 
werden und entstehen fortlaufend Verluste, 
wird die Vermietungstätigkeit als „Liebhaberei“ 
eingestuft. Verluste aus einer Liebhaberei 
können nicht mit anderen positiven Einkünften 
verrechnet werden. 
 
Der BFH reagiert damit auf die Besonderheit 
von Luxusimmobilien, deren Marktmieten oft 
den tatsächlichen Wohnwert nicht angemes-
sen widerspiegeln und die sich aufgrund hoher 
Kosten nicht immer kostendeckend vermieten 
lassen.  
 
Konkret ging es in dem Fall um ein Ehepaar, 
das in den Jahren 2011 bis 2014 drei Villenge-
bäude mit jeweils mehr als 250 m² Wohnfläche 
an ihre Kinder und deren Ehepartner vermietet 
hatte. Trotz der Vermietung entstanden ihnen 
jährliche Verluste zwischen 172.000 € und 
216.000 €, welche sie mit ihren übrigen Ein-
künften verrechneten. Eine daraufhin durchge-
führte Außenprüfung führte zur Versagung der 
Werbungskostenüberschüsse durch das Fi-
nanzamt. 
 
Der BFH bestätigte dies, indem er die Ver-
rechnung der Verluste mit anderen Einkünften 
aufgrund der fehlenden Nachweise einer Ge-
winnerzielungsabsicht nicht zuließ. 
 
 
9. Arbeitgeberzuschüsse zum Deutsch-

landticket 
 
Im Schreiben vom 7.11.2023 hat das Bundes-
ministerium für Finanzen (BMF) Ergänzungen 
in Bezug auf die Steuerbefreiung von Arbeit-
geberzuschüssen für Fahrten im Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) vorgestellt. 
 
Arbeitgeber, die ihren Angestellten Zuschüsse 
für Fahrten im ÖPNV gewähren, können dies 
steuerfrei tun. Ein prominentes Beispiel dafür 
ist das „Deutschland-Ticket Jobticket“. Die-
ser Steuervorteil gilt unabhängig vom Anlass 
der Fahrt. 
 
Bedingung für die Steuerbefreiung ist, dass die 
Zuschüsse „zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn“ geleistet werden. 
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Das bedeutet, dass diese nicht Teil des regulä-
ren Gehalts sein dürfen, sondern eine separa-
te, zusätzliche Leistung darstellen. 
 
In bestimmten Fällen erlaubt die Deutsche 
Bahn die Nutzung von IC/ICE-Verbindungen 
mit dem Deutschlandticket. Das Finanzministe-
rium (BMF) bestätigt, dass auch in solchen 
Fällen die Nutzung als Fahrt im ÖPNV gilt und 
somit steuerlich begünstigt ist. 
 
 
10. Terminsache: Grundsteuererlass 
 
Vermieter können bis zum 31.3.2024 einen 
Antrag auf Grundsteuererlass bei der zustän-
digen Gemeinde für das Jahr 2023 stellen, 
wenn sie einen starken Rückgang ihrer 
Mieteinnahmen im Vorjahr zu verzeichnen 
hatten.  
 
Voraussetzung ist eine wesentliche Ertrags-
minderung, die der Steuerpflichtige nicht zu 
vertreten hat. Ursachen können z.B. Brand- 
oder Hochwasserschäden, Zahlungsunfähig-
keit des Mieters oder Schäden durch Mietno-
madentum sein.  
 
Keine Aussicht auf Erlass besteht, wenn der 
Vermieter die Ertragsminderung zu vertreten 
hat, z.B., weil er dem Mieter im Erlasszeitraum 
gekündigt hat oder wenn notwendige Renovie-
rungsarbeiten nicht (rechtzeitig) durchgeführt 
wurden. 
 
Maßstab für die Ermittlung der Ertragsminde-
rung ist die geschätzte übliche Jahresrohmie-
te. Bei einem Ausfall von mehr als 50 % der 
Mieteinnahmen wird die Grundsteuer nach den 
derzeitigen Bestimmungen in Höhe von 25 % 
erlassen. Entfällt der Mietertrag vollständig, 
wird die Grundsteuer in Höhe von 50 % erlas-
sen. 
 
Bleibt die Minderung des Ertrags ein dauerhaf-
ter Zustand, sollte auch geprüft werden, ob sie 
im Rahmen einer Fortschreibung berücksich-
tigt werden kann, wodurch der Grundsteuer-
wert dauerhaft sinkt. 
 

 
11. Aktualisierte Reisekostenpauschalen 

ab 2024  
 
Für berufliche Auslandsreisen, die ab dem 
1.1.2024 stattfinden, hat die Finanzverwaltung 
neue Pauschbeträge für Verpflegungsmehrauf-
wendungen und Übernachtungskosten festge-
legt. Die aktualisierten Pauschalen sind in ei-
ner detaillierten Aufstellung ersichtlich, wobei 
Änderungen deutlich hervorgehoben sind. Das 
BMF-Schreiben enthält außerdem wichtige 
Erläuterungen zur Anwendung dieser Pau-
schalen, einschließlich spezieller Regelungen 
für eintägige Auslandsreisen und Anpassun-
gen der Verpflegungspauschalen. 
 
Das komplette Schreiben finden Sie auf der 
Seite des Bundesfinanzministeriums unter: 
Service – Publikationen – BMF-Schreiben – 
Schreiben v. 21.11.2023. Gerne schicken wir 
Ihnen auch ein pdf. 
 
 
12. Künstlersozialabgabe 
 
Die Künstlersozialabgabe wird als Umlage 
erhoben. Nachdem für 2022 keine Anpassung 
erfolgte, erhöhte sich der Beitrag für 2023 auf 
5 % und bleibt auch in 2024 unverändert. 
 
 
13. Sozialversicherung bei Selbststän-

digkeit und gleichzeitiger Beschäfti-
gung 

 
Nach dem SGB V tritt keine Versicherungs-
pflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenver-
sicherung ein, wenn hauptberuflich eine 
selbstständige Erwerbstätigkeit ausgeübt wird. 
Eine hauptberufliche Tätigkeit liegt vor, wenn 
diese Tätigkeit von ihrer wirtschaftlichen Be-
deutung und ihrem zeitlichen Aufwand her die 
übrigen Erwerbstätigkeiten zusammen deutlich 
übersteigt und den Mittelpunkt der Erwerbstä-
tigkeit darstellt.  
 
Im entschiedenen Fall betrug in dem maßgeb-
lichen Zeitraum das Arbeitseinkommen aus 
selbstständiger Tätigkeit ca. 2.210 € und das 
Arbeitsentgelt aus der abhängigen Beschäfti-
gung ca. 1.620 €. Dass zur Erzielung dieser 
Einkünfte mehr Zeit für die abhängige Be-
schäftigung aufgewendet wurde (33 Std./ Wo-
che) als für die selbstständige Tätigkeit (20 
Std./Woche), trat dabei in den Hintergrund. 
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Weiterhin kam noch hinzu, dass der Selbst-
ständige im maßgeblichen Zeitraum ohne gro-
ßen Unterschied zur Zeit davor oder danach 
weiter ununterbrochen werbend am Markt auf-
getreten war und Umsätze in erheblicher Höhe 
generierte.  
 
 
14. Lkw-Maut – künftig Staffelung nach 

CO2-Ausstoß 
 
In seiner Sitzung v. 20.10.2023 hat nun auch 
der Bundesrat den Änderungen bei der Lkw-
Maut zugestimmt. Das Dritte Gesetz zur Ände-
rung mautrechtlicher Vorschriften konnte daher 
weitgehend zum 1.12.2023 in Kraft treten.  
 

 
Nun enthält die Maut – zusätzlich zu den be-
reits geltenden Teilsätzen für Infrastruktur, Luft 
und Lärm – einen Teilsatz für verkehrsbeding-
te CO2-Emissionen. Nach den Vorgaben einer 
EU-Richtlinie werden Fahrzeuge in Emissions-
klassen eingeordnet. Emissionsfreie Lkw sind 
bis 31.12.2025 von der Mautpflicht befreit. 
Anschließend entrichten sie einen um 75 % 
reduzierten Mautteilsatz für Infrastruktur- sowie 
Lärm- und Luftverschmutzungskosten.  
 
Ab 1.7.2024 gilt die Maut für die Benutzung 
von Bundesfernstraßen schon für Fahrzeuge 
ab 3,5 t. Ausnahmen gibt es für Fahrzeuge von 
Handwerksbetrieben aus dem ländlichen 
Raum, die in Großstädten oder am Stadtrand 
tätig sind. 

 
 
 
  
 Fälligkeitstermine Fällig am 
Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli.-Zuschlag (mtl.) 
 

10.1.2024 

Sozialversicherungsbeiträge 29.1.2024 
  

 
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2023 = 3,12 % 
 1.1. – 30.6.2023 = 1,62 % 
 1.7.2016 – 31.12.2022 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
  
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkt
zzgl. 40 € Pauschale 

  

 
 Verbraucherpreisindex 
 (2020 = 100) 

2023:  November = 117,3; Oktober = 117,8; September = 117,8;  
August = 117,5; Juli = 117,1; Juni = 116,8; Mai = 116,5; April = 116,6; 
März =116,1; Februar = 115,2; Januar = 114,3 
2022: Dezember = 113,2 
 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
  

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt 
kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung 
 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz
https://www.destatis.de

